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Interview

Frage: Am 16. Juli 2015 gab die Große Kammer des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (ECHR) 
ihr Urteil zum Fall von Chiragov und andere vs. Armenien 
bekannt. Könnten Sie dazu zunächst einige allgemeine 
Hintergrundinformationen geben?

Mammadyarov: Wie Sie wissen entstand dieser Fall, 
den Sie meinen, durch eine Anklage, die gegen die Re-
publik Armenien von sechs aserbaidschanischen Staats-
bürgern am 6. April 2005 dem ECHR eingereicht wurde. 
Diese Bürger waren während des Angriffs durch Arme-
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nien auf Aserbaidschan zwangsweise aus dem besetz-
ten Distrikt Lachin ausgewiesen worden. Zusammen-
gefasst, die Ankläger klagten, dass sie an der Rückkehr 
in ihre Heimat im Distrikt Lachin gehindert wurden und 
sie deshalb, also aufgrund der anhaltenden Besetzung 
des Distrikts durch die armenischen Streitkräfte, davon 
abgehalten werden, ihr Grundeigentum zu nutzen, das 
sich dort befindet. Sie argumentierten, dass dadurch 
die Eigentumsrechte, die Art. 1 des Protokolls Nr. 1 der 
Menschenrechtskonventionen garantiert, verletzt wer-
den sowie das Recht auf Privat- und Familienleben, 
festgeschrieben in Art. 8 der Konvention. Zudem klag-
ten sie, dass auch eine Verletzung des Artikels 13 der 
Konvention vorläge, nämlich, dass keine gleichwertige 
Entschädigung in Bezug auf die genannten Anklagen 
möglich ist. Zuletzt, mit Hinblick auf alle diese genann-
ten Beschwerden, klagten sie, dass sie der Diskriminie-

rung aufgrund von ethnischer Herkunft und religiöser 
Zugehörigkeit ausgesetzt seien - und somit Artikel 14 
der Konvention verletzt werde. 

Frage: Zu welchem allgemeinen Schluss ist der Ge-
richtshof gekommen?

Mammadyarov: Der Gerichtshof hat zugunsten der 
Kläger entschieden, indem er die Verletzungen einer 
Reihe von Rechten, festgeschrieben in der Konvention, 
durch Armenien anerkannte. Aber die Bedeutung die-
ser Gerichtsentscheidung durch einen verbindlichen 
Gerichtshof wie diesen, reicht weit darüber hinaus. 

Frage: Was ist aus der Sichtweise der Republik 
Aserbaidschan das Bedeutendste an diesem Urteil des 
ECHR?

Mammadyarov: Das Urteil des Gerichtshofs ist in 
der Tat bedeutungsvoll unter einer ganzen Reihe von 
Gesichtspunkten. Zuallererst hat der ECHR wirkungsvoll 
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Armeniens beharrlicher Leugnung seiner Verantwor-
tung für die unrechtmäßige Besetzung durch militä-
rische Präsenz in aserbaidschanischen Territorien ein 
Ende gesetzt. Es ist bekannt, dass Armenien seit Beginn 
der armenischen Angriffe und während der gesamten 
Dauer des Gerichtsverfahrens in seinen üblichen Ver-
suchen, die internationale Gemeinschaft irrezuleiten, 
behauptet, seine Rechtshoheit würde sich nicht auf 
das Gebiet Nagorno-Karabakh und die angrenzenden 
Territorien erstrecken; Armenien hätte und habe weder 
tatsächliche Kontrolle über das Gebiet ausüben kön-
nen, noch hätte es jedwede öffentliche Macht über das 
Territorium; zudem habe es sich zu keinem Zeitpunkt 
an dem fraglichen militärischen Konflikt oder der Beset-
zung des Distrikts Lachin beteiligt; Armenien streitet zu-
dem jegliche Art von militärische Präsenz in Nagorno-
Karabakh und in den umliegenden Gebieten ab.

Der Gerichtshof hat, nachdem alle Beweise von den 
Angeklagten und der Regierung von Aserbaidschan 
vorgelegt und untersucht wurden, die sämtlichen Be-
hauptungen Armeniens abgewiesen. 

Weiterhin hat der ECHR in den Paragraphen 14 bis 
18 des Urteils im Besonderen darauf hingewiesen, dass 
der Krieg mit der Forderung Armeniens, Nagorno-Kara-
bakh in die Armenische Republik zu integrieren, seinen 
Anfang nahm. Dabei bezog sich das Gericht auf eine 
gemeinsame Resolution über die „Wiedervereinigung“, 
die im Dezember 1989 beim „Supreme Soviet“ der ar-
menischen SSR und des regionalen Rats von Nagorno-
Karabakh verabschiedet worden war. Im Wesentlichen 
bestätigte der Gerichtshof, dass Armeniens Territo-
rialansprüche und seine Versuche der Annexion eines 
Teiles des Territoriums von Aserbaidschan der Ursprung 
dieses bewaffneten Konfliktes sind und einen Krieg aus-
gelöst haben.

Im Paragraph 180 bestätigt der Gerichtshof ebenfalls 
- und ich zitiere hier den Wortlaut des Urteils –, dass „die 
Republik von Armenien durch seine militärische Präsenz 
und die Bereitstellung von militärischem Equipment 
und Expertise bereits zu einem frühen Zeitpunkt maß-
geblich in den Nagorno-Karabakh-Konflikt involviert 
war“ und dass „ …die Beweislage… überzeugend dar-

Durch Beschüsse und direkte Angriffe durch die armenische Seite in Karabach wurden täglich Dutzende von 
Aserbaidschanern getötet
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legt, dass Armeniens Streitkräfte und die NKR darin stark 
integriert sind“. Hierauf basierend sowie auf anderen 
Beweisen, die die politischen, finanziellen und andere 
Abhängigkeiten der separatistischen Einheit von Arme-
nien nahelegen, zog der Gerichtshof den Schluss, dass 
„… die Republik von Armenien seit den Anfängen des 
Bergkarabach-Konflikts einen wesentlichen und ent-
scheidenden Einfluss über die NKR  besaß, dass beide 
Einheiten praktisch in allen wichtigen Angelegenheiten 
stark zusammen arbeiteten und dass diese Situation 
bis heute andauert“ und dass „die NKR und ihre Admi-
nistration vor allem wegen politischer, finanzieller und  
militärischer Zuwendungen sowie anderer Unterstüt-
zung durch Armenien überlebt. Infolgedessen übt die 
NKR eine wirkungsvolle Macht über Nagorno-Karabakh 
und angrenzende Territorien aus, auch über den Distrikt 
Lachin.  

Frage: Trotz dieses eindeutigen Urteils besteht die 
armenische Seite darauf, dass Armenien die aserbaid-
schanischen Territorien nicht besetzte und dass das 
Urteil des Gerichtshofes nicht das Gegenteil beweisen 

würde. Armenien behauptet zudem, dass dieses Urteil 
sich nur auf den Schutz der Rechte in Bezug auf die Eu-
ropäische Menschenrechtskonvention bezieht. Was ist 
hier Ihre Reaktion auf diese Aussagen?

Mammadyarov: Es ist schade, dass Armenien, an-
statt längst überfällige Schlüsse zu ziehen und einen 
konstruktiven Weg in den Verhandlungen zu gehen, 
auf seinen üblichen Mustern der Verleugnung des Un-
leugbaren beharrt und  dies mit dem einzigen Ziel, die 
internationale Gemeinschaft in die Irre zu führen und 
um seine Politik der Besetzung zu vertuschen. Tatsäch-
lich könnten diese Anschuldigungen nicht weiter von 
der Wahrheit entfernt sein. Um diese gegenstandslosen 
Spekulationen zu widerlegen reicht es aus, sich die das 
Urteil aufmerksam durchzulesen, vor allem die Paragra-
phen, die ich soeben genannte habe. 

Der Gerichtshof, verweist in seiner Rechtsprechung 
darauf, dass eine Besetzung nach völkerrechtlichen Ge-
sichtspunkten dann besteht, wenn ein Staat eine tat-
sächliche Herrschaft über das gesamte Territorium oder 
über einen Teil des Territoriums eines anderen Staates 

Aserbaidschanische Flüchtlinge
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ausübt. Aus der Sicht des Gerichtshofes ist die Voraus-
setzung von tatsächlicher Herrschaft weitestgehend 
synonym mit der von wirksamer Kontrolle. Nachdem 
die vorgelegten Beweise untersucht worden sind, kam 
der Gerichtshof demnach zu dem Schluss, dass Armeni-
en tatsächlich Herrschaft über Nagorno-Karabakh und 
andere besetzte Territorien ausgeübt hat und gegen-
wärtig weiterhin ausübt. Und dies ist eine Konsequenz 
der militärischen Besetzung dieser Gebiete (Paragra-
phen 69 und 168).

Im Gegensatz zu dem, was armenische Behörden 
behaupten, kam der Gerichtshof zu einem wichtigen 
Urteil, dass nämlich Nagorno-Karabakh, der Lachin 
District und die angrenzenden Distrikte Teil von Aser-
baidschan sind und sich unter militärischer Besetzung 
befinden (Paragraph 146 und 173); dass das internatio-
nales Kriegsrecht der feindseligen Besetzung in einer 
gegebenen Situation greift (Paragraph 96-97); und dass 

Armenien Besetzer der besetzen Gebiete von Aserbaid-
schan ist und eine tatsächliche Herrschaft über diese 
Territorien ausübt, wie es im Sinne des internationalen 
Recht verstanden wird. Damit ist der Fakt der Beset-
zung und der tatsächlichen Herrschaft über Territorien 
Aserbaidschans durch Armenien unbestreitbar. Der Ge-
richtshof hat damit lediglich bestätigt, was schon lan-
ge zuvor eine Angelegenheit von allgemeiner Geltung 
und internationalem öffentlichen Wissen gewesen ist.

Frage: Während den Gerichtsverhandlungen und 
wie im Urteil ersichtlich, scheint es, dass die armeni-
sche Seite versucht hat, den Einfall, die Zerstörung 
und Verbrennungen in Lachin sowie auch den Zwang 
der aserbaidschanischen Bevölkerung zur Flucht zu 
rechtfertigen, indem es „Selbstverteidigung“ und die 
„Notwendigkeit Nahrungsmittel, Medizin und andere 
Versorgungslieferungen nach Nagorno-Karabakh zur 
bringen“ angab. Die armenische Seite behauptet, dass 

Aghdam - die einst blühende Stadt in Karabach liegt in Trümmern seit der armenischen Besetzung 1993
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der Gerichtshof dies aufnahm und – hier würde ich sie 
gerne direkt zitieren – „dass aufgrund der aserbaidscha-
nischen Angriffe, die „Befreiung“ von Lachin von erheb-
licher Wichtigkeit für das Überleben der  Bevölkerung 
von Nagorno-Karabakh waren“ Hat der Gerichtshof 
solch kontroverse Aussagen getroffen?

Mammadyarov: Natürlich ermutigt das Gefühl von 
Straflosigkeit Armenien, weiterhin Fakten und Doku-
mente internationaler Organisationen zu verzerren und 
zu fälschen. Diese Anschuldigungen sind nichts als eine 
weitere unverhohlene Lüge. Armenien schreckt sogar 
auch nicht davor zurück, auf dreiste Weise eine Insti-
tution wie den ECHR zu manipulieren. Es gibt keinen 
Hinweis auf einen „aserbaidschanischen Angriff“ oder 
einer „Befreiung von Lachin“, was auch immer behaup-
tet wird. Ich würde hier einfach alle Interessierten darauf 
hinweisen, sich das Urteil anzusehen, das online verfüg-
bar ist. Tatsächlich lehnte der Gerichtshof nämlich alle 
armenischen Argumente ab, die darauf ausgerichtet 

waren seine bewaffneten Angriffe und Zwangsmas-
senausweisungen von Zivilisten durch militärische Not-
wendigkeiten zu rechtfertigen.  

Beunruhigend sind Armeniens Versuche, seine inter-
national unrechtmäßigen Taten mit weit hergeholten 
Gründen zu rechtfertigen. Dies ist inakzeptabel und 
könnte die international ankerkannten Menschen-
rechtsnormen, festgehalten in der Menschenrechtskon-
vention, unterwandern sowie auch die Rolle der Kon-
vention als konstitutionelles Instrument europäischer 
öffentlicher Ordnung gefährden. Die internationale Ge-
meinschaft sollte standhaft bleiben und solche unver-
antwortlichen Haltungen gegenüber der Konvention 
und dem ECHR abzulehnen. 

Frage: Wie lautet die Auswertung des Gerichtshofes 
zu den Umständen, unter denen die aserbaidschani-
sche Bevölkerung des Distrikts Lachin gezwungen wur-
de, ihre Häuser zu verlassen?

Mammadyarov: Besonders wichtig sind die Fest-
stellungen des Gerichtshofes in den Paragraphen 19-20: 
Dass der Distrikt Lachin, insbesondere die Stadt Lachin 
selbst, unter militärischen Angriffen stand; dass Mitte 
Mai 1992 Lachin unter Luftbombardements stand, wo-
durch viele Häuser zerstört wurden; dass die Stadt ge-
plündert und abgebrannt wurde ; dass Lachin und die 
angrenzenden Dörfer während des militärischen Kon-
flikts komplett zerstört wurden. Der Gerichtshof hat da-
mit bestätigt, dass es die Absicht der armenischen Seite 
war, so viel Schaden und Leid wie möglich der aser-
baidschanischen Bevölkerung zuzufügen, was diese zur 
Flucht zwang um ihr Leben zu retten. Wir erinnern uns, 
dass Beamten der OECD, die das Konfliktgebiet in den 
Jahren 1992-1993 besuchten, die „Politik der verbrann-
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ten Erde“ der armenischen Seite verurteilten. In ihren 
eigenen Worten ähnelte dies sehr den berüchtigten 
Praktiken der ethnischen Säuberung. 

Man sollte sich in diesem Kontext ebenfalls die Mili-
täroperationen in der Stadt Chodschali in der Nagorno-
Karabakh Region ins Gedächtnis rufen, die als das größ-
te Massaker an der aserbaidschanischen Bevölkerung 
während eines einzigen Tages in die Geschichte des 

Konflikts eingingen; aber in den Angriff auf Lachin und 
in die darauf folgende Besetzung des Distrikts Kelbajar 
war die armenischen Streitmacht involviert. 

In diesem Zusammenhang sollte man sich eben-
falls daran erinnern, dass nach der Definition der UN-
Generalversammlung von 1974 es eine Manifestation 
eines Angriffs darstellt, wenn Streitmächte eines States 
in  eine anderen Staat einfallen, oder diesen angreifen, 
diesen militärisch besetzen, wenn auch nur vorüberge-
hend, oder diesen bombardieren. Bewaffnete Angriffe 
der Armenier und der armenisch-gestützten Truppen 
von Lachin und anderen Städten in Aserbaidschan so-
wie auch Bombardements aus der Luft wurden vom 
Gerichtshof als bewaffnete Angriffe bezeichnet, die die 
Selbstverteidigung von Aserbaidschan nach Artikel 51 
der UN-Charter auslösten. Internationales Gewohn-
heitsrechts untermauert dies ebenfalls ein für alle mal. 

Frage: Nach der Urteilsverkündung hat die armeni-
sche Seite eine Reihe von widersprüchlichen Aussagen 
gemacht. Der stellvertretende Reichsminister und offi-

Aghdam heute, auch bekannt als “kaukasische 
Hiroshima”
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zieller Vertreter Armeniens im ECHR, Emil Babayan, ver-
kündete  am 13 Juni, dass das Urteil des Gerichtshofes 
politische und geopolitische Implikationen nach sich 
ziehen würde und dass jedes Urteil unvermeidlich Ein-
fluss auf die friedfertige Regelung des Konflikts und auf 
seinen Verhandlungsprozess haben werde. Während-
dessen verkündete Außenminister Edward Nalbandian 
in einem seiner kürzlich geäußerten Kommentare, die-
ses Urteil habe keinen Einfluss auf die Verhandlungen. 
Was steckt aus Ihrer Sicht hinter diesen widersprüchli-
chen Aussagen aus Eriwan, und könnten Sie bitte die 
möglichen Auswirkungen des Urteils auf den Verhand-
lungsprozess erläutern?

Mammadyarov: Natürlich verursachte das Urteil 
wie erwartet eine Welle des Schocks, die durch Arme-
nien ging. Die widersprüchlichen Aussagen deuteten 
darauf hin, dass die armenische Seite besorgt ist über 
dieses beispiellose Urteil des Gerichts und seine unwei-
gerlich weitreichenden Folgen. 

Wie ich schon angedeutet habe: Das Urteil des 
ECHR ist maßgeblich in vielerlei Hinsicht. Es ist der er-
ste Urteilspruch eines maßgeblichen Gerichts, der den 
Sachverhalt prüfte, eine unparteiische Analyse einer 
dritten Partei bot sowie eine gesetzliche Untersuchung 
der Umstände, die zur Verletzung fundamentaler Men-
schenrechte von aserbaidschanischen Bürgern führte.

Insbesondere bekräftigte das Gericht das Recht der 
Flüchtlinge, in ihre Heimat oder Wohnorte zurückzu-
kehren und verwies auf alle relevanten Standards und 
Prinzipien der Menschenrechte sowie des Kriegsrechts 
und auch auf die gesetzlichen und technischen Belan-
ge, die Haus- und Eigentumsentschädigung betrafen. 
In diesem Kontext und aus der Sicht des Gerichtshofes, 

wie dargelegt in Paragraph 195 seines Urteils, stellt (un-
ter den jetzigen Umständen) die fortwährende Präsenz 
von armenischen und den von Armenien unterstützten 
Truppen sowie die Verletzungen des Waffenstillstandes 
die größten Hindernisse für Aserbaidschaner dar, um 
wieder in ihre Häuser zurückzukehren.

Vom ersten Tag an hat Aserbaidschan erklärt, dass 
die andauernde rechtswidrige Präsenz des armeni-
schen Militärs in den besetzten Gebieten eine große Be-
drohung für den regionalen Frieden und ein Hindernis 
zur Lösung des Konflikts darstellt. Der Gerichtshof hat 
im Wesentlichen der aserbaidschanischen Position zu-
gestimmt, dass nämlich der Rückzug der armenischen 
Truppen eine unabdingbare Vorrausetzung zum einen 
für die Wahrung der Rechte der aserbaidschanischen 
Bevölkerung unter der Konvention darstellt, aber zum 
anderen auch im weiteren Sinne für die Lösung des 
Konfliktes.

Weiterhin ist für uns die Rückkehr der aserbaidscha-
nischen Bevölkerung  in ihre Häuser in die jetzt besetzte 
Nagorno-Karabakh Region eines der wichtigsten - und 
ich würde sogar sagen - eine der grundlegendsten An-
liegen. Armenien, auf der anderen Seite, versuchte je-
doch immer wieder, diese Rückkehr entweder zu verhin-
dern oder an Bedingungen zu knüpfen. Der Gerichtshof 
macht auch in diesem Punkt klar, dass die andauernden 
Verhandlungen in der OSZE Minsk Gruppe keine legale 
Rechtfertigung für die Einmischung in die Rechte der 
aserbaidschanischen Binnenflüchtlinge darstellt. Dies 
schließt aktuell geltende Eigentumsrechte mit ein. Der 
Gerichtshof verweist dabei auch auf Armeniens Ver-
pflichtung gegenüber aserbeidschanischen Bürgern, 
die während des Konflikts fliehen mussten. Gemäß Pa-

Vier UN-Resolutionen, die die Besetzung aserbaidschanischer Gebiete durch die armenischen Streitkräfte verurteilen
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ragraph 148 des Urteils des Gerichtshofes sind Arme-
niens Versuche, Landrechte von aserbaidschanischen 
Flüchtlingen aus den besetzten Gebieten zu eliminieren, 
rechtlich nicht anzuerkennen. Nachdem der Gerichts-
hof die Verletzung der Rechte der aserbaidschanischen 
Binnenflüchtlinge befand, kam er zu dem Schluss, dass 
Armenien es versäumt hatte den Klägern eine Unter-
stützung anzubieten, die ihnen Rechtsschutz in Bezug 
auf ihre Anklage die Konvention betreffend gab sowie 
auch einen angemessene Aussicht auf Erfolg. Aus den 
gleichen Gründen befand der Gerichtshof auch, dass 
kein entsprechender effektiver Rechtsschutz in Bezug 
auf die Verweigerung des Zugangs zum Eigentum und 
den Häusern der Kläger im Distrikt Lachin existiert.

Das Urteil bekräftigt ebenfalls das Recht auf Rück-
kehr der aserbaidschanischen Bevölkerung und erklärt, 
es sei unbestreitbar, dass jede Lösung die Ausübung 
dieses Rechts sicherstellen muss.

Was in diesem Zusammenhang nicht übersehen 
werden sollte ist der Umstand, dass das besagte Urteil 
endgültig und rechtskräftig ist. Der Europarat hat einen 
gut funktionierenden Mechanismus, um die Implemen-

tierung der Entscheidung des Gerichtshofs zu überwa-
chen. Nach dem Urteil des ECHR sollte also das Problem 
des Schutzes der Rechte der aserbaidschanischen Be-
völkerung, die aus dem besetzten Nagorno-Karabakh 
und angrenzenden Gebieten vertrieben wurde, nicht so 
schnell von dem Radar des Europarats und seiner Struk-
turen verschwunden.

Frage: Bezüglich der Folgen des Urteils auf den Ver-
handlungsprozess – welche internationalen Pflichten 
Armeniens lassen sich aus diesem Urteilsspruch ziehen?

Mammadyarov: Die Hauptschlussfolgerung des 
Urteils muss sein, das Armenien die volle Verantwor-
tung für die Verletzung von internationalem Völkerrecht 
trägt, die in der Vergangenheit stattgefunden hat und 
weiterhin stattfindet. Dies sind: Armeniens erstmalige 
und auch weiterhin andauernde Angriffe gegen Aser-
baidschan und die militärische Besetzung international 
anerkannter Territorien Aserbaidschans, die Vertreibung 
von Hunderttausenden von aserbaidschanischen Bür-
gern aus den besetzten Gebieten sowie die Verweige-
rung ihrer Rückkehr und des Zugangs zu ihrem Grund-
besitz in besagten Gebieten. 

Gerichtsverhandlung über den Fall “Chiragov und andere gegen Armenien”
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Ein Schlüsselelement von Staatsverantwortung ist 
von besonderer Bedeutung für die gegenwärtige Situa-
tion: Es ist die Pflicht, Verstöße zu beenden, angemesse-
ne Zusicherungen und Garantien zu bieten, dass solche 
Verstöße nicht wieder auftreten und eine vollständige 
Entschädigung für die Schäden anzubieten. Deshalb 
muss Armenien erstens die Besetzung der aserbaidscha-
nischen Territorien beenden und zweitens bedingungs-
los mit sofortiger Wirkung seine kompletten Truppen 
abziehen. Die Ausführung dieser Pflichten, die auch die 
nötigen Vorrausetzungen für die Rückkehr der aserbaid-
schanischen Binnenflüchtlinge bieten würde, darf in kei-
nem Fall als Kompromiss in Erwägung gezogen und als 
Druckmittel bei Verhandlungen eingesetzt werden. 

Frage: Wie lautet die Position des Gerichts in Bezug 
auf die illegalen Regime, die von Armenien in den be-
setzten Gebieten errichtet wurden?

Mammadyarov: Während der Gerichtsverhand-
lungen hat Armenien beteuert, dass die NKR ein sou-
veräner, unabhängiger Staat ist, der alle Charakteristi-
ka eines unabhängigen Staates unter internationalem 
Recht besitzt; dass sie Kontrolle und Rechtshoheit über  
Nagorno-Karabakh und die angrenzenden Territorien 
ausübte; dass die Republik von Armenien  und die NKR 
unterschiedliche Länder sind, und dass die NKR seit ih-
rer Gründung seine politischen, sozialen und finanziel-
len Politiken allein und unabhängig ausgeführt hat. 

Der Gerichtshof hat angesichts der Beweislage alle 
jene Behauptungen abgewiesen und bestätigt in Para-
graph 148 seine Schlussfolgerung des Zulässigkeitsent-
scheids vom 14. Dezember 2011, der besagt, dass“ die 
NKR nicht als Staat im Sinne des Völkerrechts anerkannt 
ist“. Zudem bestätigte das Gericht in Paragraph 28, dass 
die „selbsternannte Unabhängigkeit der NKR von kei-
nem Staat und keiner internationalen Organisation an-
erkannt worden ist“. Damit bekräftigte das Gericht die 
Position der internationalen Gemeinschaft, die diese 
Einheit in überwältigender Mehrheit abgelehnt hatte 
und sich weigert eine solche Situation zu legitimieren, 
die durch die Anwendung von Gewalt gegen die ter-
ritoriale Integrität Aserbaidschans verursacht und von 
bekannten Methoden der ethnischen Säuberung be-
gleitet worden war sowie von anderen abscheulichen 
Verstößen gegen Regeln des Völkerrechts. Außerdem 

machte das Gericht deutlich, dass das separatistische 
Regime in totaler Abhängigkeit von Armenien steht 
und nur „durch die Unterstützung der militärischen, 
politischen, finanziellen und anderen Zuwendungen 
durch Armenien überlebt“ (Paragraph 186).

Frage: Welche Konsequenzen für andere Staaten 
ergeben sich angesichts des Urteils des Gerichtshofes? 

Mammadyarov: Der Gerichtshof verwies in sei-
nem Urteil auf konkrete Instrumente des Völkerrechts, 
die sich mit militärischer Besetzung befassen und ent-
schied, dass diese auf den vorliegenden Fall zutreffen. 
Ernste Verstöße gegen Verpflichtungen des Völker-
rechts – und Armenien hat gegen eine ganze Reihe sol-
cher Normen verstoßen – verursachen zusätzliche Kon-
sequenzen, die nicht nur Armenien sondern auch alle 
anderen Staaten betreffen. Unter anderem schließt dies 
auch die Verpflichtung der Staaten, zu kooperieren, ein, 
um solche Verstößen gesetzmäßig zu beenden, anstatt 
eine Situation als rechtmäßig anzuerkennen, die durch 
einen ernsthaften Verstoß verursacht wurde und weder 
Hilfe noch andere Unterstützung zu gewährleisten. 

Es ist ein bewährtes und anerkanntes Prinzip im Völ-
kerrecht, dass keine territorialen Aneignungen aufgrund 
von Gewaltandrohung oder mittels Gewaltanwendung 
als rechtsgültig anerkannt werden. Dies ist in den Reso-
lutionen des UN-Sicherheitsrates 822 (1993), 853 (1993) 
874 (1993) und 884 (1993) festgehalten, die in Bezug 
auf den besagten bewaffneten Konflikt verabschiedet 
wurden. Diese Auffassung gilt ebenfalls bei dem Ver-
stoß gegen die individuellen Rechte und Freiheiten, aus 
dessen Folgen der Täter Vorteile für sich zieht. 

Vor diesen Hintergrund ist es wichtig, dass die inter-
nationale Gemeinschaft auf die Implementierung der 
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soeben genannten Resolution des UN Sicherheitsrates 
besteht. Darauf verweist der Gerichtshof vehement in 
seinem Urteil: Es verlangt den Rückzug der armenischen 
Truppen aus den besetzten Gebieten in Aserbaidschan 
und unterstützt die Rückkehr der Flüchtlinge in ihre Her-
kunftsorte in Sicherheit und Würde. Es ist offensichtlich, 
dass dieses Urteil des Gerichts ebenfalls für den Vorsitz 
der OSZE Minsk Group richtungsweisend sein sollte.

Frage: Die armenische Seite behauptete im Zuge der 
PACE Summer Session am 22. Juni, dass Igor Crnadak, 
Vorsitzender des Ministerkommittees des Europarats, 
und der Außenminister von Bosnien und Herzegowina 
angeblich bestätigt hätten, der Konfliktregelungspro-
zess würde im Rahmen des Minsk-Gruppen-Vorsitzes 
ablaufen und hätte nichts mit den Urteilen des ECHR 
zu tun. Wie würden Sie diese Aussage kommentieren?

Mammadyarov: Diese Anschuldigen von der arme-
nischen Seite sind falsch. Die Videoaufnahmen der Aus-
sage von Herrn Crnadak ist online einsehbar. In Wirklich-
keit antwortete Herr Crnadak dabei  auf eine Frage über 
die Implementierung des Gerichtsurteiles.  Ich zitiere ihn 
hier: „Das Ministerkomitee wird mit der Aufsicht über die 
Umsetzung dieser Beschlüsse beginnen und sicherlich 
wird der Vorsitz sehr fokussiert auf diese Angelegenheit 
sein und dies wird von großer Wichtigkeit für uns sein.“ 
Er sagte auch: „Die Umsetzung des Gerichtsurteils ist 
eine Verpflichtung unter Artikel 46 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention und sollte Hand in Hand 
mit andauernden Bemühungen, ein allgemeines Frie-
densabkommen zu erlangen, einhergehen. Hier hat die 
armenische Seite auch Herr Crnadaks Aussagen über 
die Vermittlungsbemühungen falsch wiedergegeben, 
denn er bemerkte, dass „eine Vermittlung zur Regelung 
des Konflikts zu gewährleisten ist, dazu ist die OSZE 
Minsk Gruppe verpflichtet“. Es ist unverantwortlich, um 
es gelinde auszudrücken, einem solchen hochrangigen 
Amtsträger des Europarats Worte in den Mund zu legen.

Frage: Die armenische Seite behauptet auch es 
gäbe bestimmte Formulierungen im Sargsyan vs Aser-
baidshcan-Fall, die Aserbaidschan davor zurückschrec-
ken lassen auf diesen Fall zu reagieren. Ist dies der Fall 
und was ist die Reaktion Aserbaidschans auf dieses Ur-
teil des Gerichtshofes?

Mammadyarov: Zunächst haben wir niemals einen 

Kommentar zu diesem speziellen Fall gemacht. Aber 
ich möchte die Neugier unserer armenischen Kollegen 
befriedigen. Wie Sie vielleicht wissen, als Aserbaidschan 
den Fall über die Verletzung seiner Rechte beim ECHR 
einreichte, erwiderte Armenien darauf, wie so oft, in-
dem es einen armenischen Staatsbürger, einen gewis-
ser Minas Sargsyan, anhielt, eine ähnliche Anklage im 
Jahr 2006 einzureichen. Dies war der Versuch, die Un-
gnade, in die es im Urteil des ECHR gefallen war, zu min-
dern, da dieser die massive Verletzung der Grundrechte 
von aserbaidschanischen Binnenflüchtlingen als Ergeb-
nis der Besetzung von aserbaidschanischen Gebieten 
durch Armenien feststellte. 

Kurz gesagt, dieser Fall ging aus der Anklage eines 
Klägers hervor, der erklärt, dass ihm die Rückkehr und 
der Zugang zu seinem Grundeigentum im Dorf Gulistan 
im Goranboy Distrik von Aserbaidschan verwehrt wird. 
Ich muss hier von Anfang betonen, dass das Gericht in 
Paragraph 218 insbesondere darauf hinweist, dass die-
sem Kläger seine Rechte bezüglich seines Hauses und 
Landbesitzes nicht verwehrt wurden. Weiterhin ist in 
diesem Fall weder von einem Entzug von Eigentum zu 
sprechen, noch ist diese Situation das Ergebnis einer 
willentlichen Kontrolle über die Nutzung des Grundei-
gentums. 

Ich kann nicht genug betonen, dass die Position Aser-
baidschans in der Angelegenheit der Binnenflüchtlinge 
und Flüchtlinge unverändert ist. Wir sind die Partei, die 
am meisten Interesse an der Rückkehr dieser Menschen 
in ihre Heimat hat. Diese Vertreibung von Bevölkerungs-
gruppen ist eine direkte Folge ungesetzlicher Aktionen 
Armeniens, auf die das Gericht im Chiragov-Fall verwies. 
Tatsächlich ist es Armenien, das ständig Hindernisse und 
unrealistische Forderungen und Bedingung vorlegt, um 
mit allen Mitteln die Rückkehr der Vertriebenen zu ver-
hindern und die Folgen der ethnischen Säuberung zu 
verfestigen. Dies betrifft vor allem die Nagorno-Kara-
bakh-Region Aserbaidschans. Wir haben fortwährend 
erklärt, dass es eine ganze Reihe von Maßnahmen be-
nötigt, beginnend mit dem Rückzug der armenischen 
Truppen, der Entfernung der Blindgänger und die Wie-
derherstellung der Territorien, um die Voraussetzungen 
zu schaffen eine sichere und würdevolle Rückkehr dieser 
vertriebenen Menschen zu gewähren.

Interview
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Was den Sargysan vs. Aserbaidschan Fall betrifft: 
Es sind eine Reihe von Bestimmungen in diesem Ur-
teil vorhanden, die jedoch von der armenische Seite 
lediglich heruntergespielt werden, da sie unbequem 
sind, um es gelinde auszudrücken. Zur Enttäuschung 
Armeniens konstatierte das Gericht jedoch ein weite-
res Mal, der Konflikt bestehe zwischen Armenien und 
Aserbaidschan. So erklärt Paragraph 30 des Urteils, dass 
der ehemalige Shamuyan-Distrikt (heute Goranboy) 
„von der NKR zum Teil seines Territoriums erklärt wurde“. 
Nach Sichtung der Beweislage legte das Gericht dann in 
den Paragraphen 134 und 139 fest, dass dieser Distrikt, 
in dem auch das Dorf Gulistan liegt, ein international 
anerkanntes Territorium Aserbaidschans darstellt. Da-
mit lehnte es Armeniens Forderungen ab. Außerdem 
bestätigte es in Paragraph 130, dass die militärische Be-
setzung nur von vorübergehender Dauer sei und nicht 
in die Übertragung von Souveränität mündet. 

Frage: Die armenische Seite kommentiert Aserbaid-
schans Aussagen bezüglich des Rückzugs der Trup-
pen und der damit einhergehenden Vorrausetzungen 
für eine Rückkehr der Flüchtlinge, und die Forderung, 
dass diese Angelegenheit niemals als Druckmittel bei 
Verhandlungen benutzt werden dürfe, folgenderma-
ßen: Aserbaidschan mit seinen „willkürlichen“ und „se-
lektiven“ Interpretationen würde sich wieder einmal 
gegen die Vorschläge in den fünf Statements der die 
OSZE Minsk-Gruppen vorsitzenden Länder stellen. Die 
armenische Seite erklärt darüber hinaus, dass die Vor-
sitzenden diese Elemente als ein zusammenhängendes 
Ganzes sehen, denn jeder Versuch, einzelne Elemente 
anderen vorzuziehen, würde es unmöglich machen 
eine ausgewogene Lösung zu finden. Wie würde sie 
dies kommentieren?

Mammadyarov: Es ist nicht das erste Mal, dass Ar-
menien vom eigentlichen Kern der Verhandlungen 
ablenken möchte. Die Position Aserbaidschans dazu 
wurde in den Aussagen des Außenministeriums am 
16. Juni im Kontext der Verkündung des ECHR-Urteils 
im Chiragov-Fall wiederholt. Wir haben dabei deutlich 
gemacht, dass Aserbaidschan den Rückzug der armeni-
schen Truppen und die Rückkehr der Flüchtlinge nicht 
als einen „Kompromiss“ ansieht. Die Haltung Armeniens, 
die sie hier ansprechen, zeigt deutlich, wer hier die Wah-

rung der Rechte der Binnenflüchtlinge verhindert, die 
jedoch laut Gerichtsbeschluss geschützt werden soll-
ten. 

Weiterhin weist nichts in den Vorschlägen der Vor-
sitzenden auf eine Definition des Rückzugs der arme-
nischen Truppen oder die Rückkehr der aserbaidscha-
nischen IDPs als Kompromiss hin. Dies sind lediglich 
zentrale Schritte, ohne die es keine Lösung des Konflikts 
geben wird. Aserbaidschan hält an der in mehrere Pha-
sen aufgeteilten Vorgehensweise der Konfliktregelung 
fest. Dies ist unumgänglich und alternativlos. Die Vor-
sitzenden der OSZE Minsk Gruppe sind sich dessen be-
wusst und ihr Mandat basiert auf diesem Verständnis. 
Die Lösung des Konflikts ist nur auf der Basis der Sou-
veränität und territorialen Integrität Aserbaidschans 
in seinen international anerkannten Grenzen möglich. 
Die territoriale Integrität war und wird auch in Zukunft 
niemals Gegenstand von Verhandlungen sein. Vor dem 
Hintergrund dieses Verständnisses hält Aserbaidschan 
am Prozess zur Konfliktregelung fest. 

Die Aussagen der Vorsitzenden können keinen Ersatz 
darstellen für ein umfassendes Friedensabkommen ba-
sierend auf völkerrechtlichen Bestimmungen, an dem 
Armenien schon, so behauptet es seit einer Weile, arbei-
tet. Anstatt den Status-quo der Besetzung weiter hin-
auszuzögern, muss Armenien seine nicht-konstruktive 
Haltung überdenken, die immer schwieriger aufrecht-
zuerhalten sein wird – besonders jetzt, im Lichte des Ur-
teilsspruchs des ECHR. Je früher Armenien sich mit der 
Realität anfreundet, desto früher wird auch der Konflikt 
gelöst werden können, und die Länder und Menschen 
der Region werden von den Vorteilen der Kooperatio-
nen und wirtschaftlichen Entwicklungen profitieren. 

Aserbaidschan ruft einmal mehr die armenische 
Seite dazu auf, anstatt Zeit zu verschwenden und seine 
eigenen Bürger sowie die internationale Gemeinschaft 
irrezuführen, seine Politik der Annexion und ethnischen 
Säuberung zu beenden, sich konstruktiv in den Ver-
handlungen für ein Friedensabkommen einzubringen 
und seinen internationalen Verpflichtungen nachzu-
kommen. 
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